
Aus diesem Grunde bemühten sich der Saarbrücker Bürgermeister und der St. Johan-
ner Beigeordnete Klein sowie der designierte Beigeordnete Muth 1906/07 in einem di¬
plomatischen Alleingang als Ersatzlösung um eine Zweistädtevereinigung zwischen
Saarbrücken und St. Johann. Malstatt-Burbach, der Industrie- und Arbeiterstadt mit
der jüngsten Tradition, brachte man beiderseits ein recht großes Mißtrauen entgegen,
obwohl die Wirtschaftsdaten eher für eine Vereinigung zwischen Malstatt-Burbach
und St. Johann als zwischen Saarbrücken und St. Johann sprachen. Nach den Vor¬
stellungen Muths sollte die Gesamtstadt Saarbrücken-StJohann eine gemeinsame
Verwaltung und Betriebsführung erhalten. Eine Vereinigung mit Malstatt-Burbach
sollte bis mindestens 1921 ausgeschlossen sein.23 Die Haushaltsführung, das Steuer¬
system und das örtliche Vermögen, die Verfügung über Märkte, Plätze und Straßen
sowie die Auffahrten zu den gemeinsamen Brücken sollten Eigenbereiche der Teil¬
städte bleiben. Anleihen sollten allerdings von der Gesamtstadt aufgenommen werden
können. Jede Stadt sollte eine eigene Stadtverordnetenversammlung mit 18 Mit¬
gliedern erhalten, die gemeinsam beraten und beschlußfähig sein sollten.24

Dieses Vorgehen führte, nachdem es an die Öffentlichkeit gedrungen war, zur soge¬
nannten St. Johanner "Beigeordnetenkrise", die Feldmann zum Rücktritt veranlaßte
und die Vereinigungsgegener letztendlich politisch diskreditierte.25 Der Herausgeber
der St. Johanner Tageszeitung "Saar-Post" Muth und der Syndikus der Saarbrücker
Handelskammer Tille verstrickten sich über ihre unterschiedlichen Ansichten zur Ver¬
einigungsfrage in einem publizistischen Grabenkrieg. Hintergrund dieserAuseinander¬
setzung war sicherlich der Parteiengegensatz, den beide verkörperten. Während Tille
der Nationalliberalen Partei angehörte,26 vertrat Muth die Zentrumspartei in der St.
Johanner Stadtverordnetenversammlung und im preußischen Landtag. Der Wider¬
stand Muths gegen die Vereinigung muß daher auch unter dem Gesichtspunkt der
Auflehnung des Zentrums gegen die politische Vorherrschaft der Rechtsliberalen in
den Stadträten des Kreises betrachtet werden.27

23 Der Termin entspricht der 600-Jahr-Feier der gemeinsamen Stadtwerdung von Saarbrücken
und St. Johann im Jahre 1321.

24 Vgl. StadtA SB, Best. SB, Nr. 684, Pg. 59fF.: "Grundzüge der Vereinigung von Saarbrücken
und St. Johann" (verf. von Muth).
25 Vgl. SZ v. 26.-30. Nov. 1906, St. Johann-Saarbrücker Volkszeitung (VZ) v. 26. Nov. 1906,
Saarpost v. 26. Nov. 1906 u. SWZ, Jg. 11 (1906), Nr. 52, S. 371f. Siehe auch: Ruppersberg,
Geschichte der Stadt Saarbrücken, S. 244 f.

26 Tille handelte sich durch sein scharfes Vorgehen gegen die Vereinigungsgegner schließlich
den Ausschluß aus der Nationalliberalen Partei ein, nachdem es zu einem Prozeß zwischen
Tille und Bürgermeister Feldmann gekommen war, dem der Handelskammersyndikus eine zu
nachgiebige Haltung in der Vereinigungsfrage vorwarf. Vgl. Heinrich Krueckemeyer, 25 Jahre
Stadt Saarbrücken, Saarbrücken 1934, S. 12. SZ v. 20. Feb. 1907: Feldmann wurde zu einer
Geldstrafe von 60 Mark wegen Beleidigung ("loser Bube") und Tille zu einer Geldstrafe von
30 Mark wegen Verleumdung verurteilt.
27 Hinzu kommt, daß der katholische Bevölkerungsteil der Saarstädte in den Stadtverord¬
netenversammlungen völlig unterrepräsentiert war. So saßen unter den 24 Stadtverordneten
des Saarbrücker Stadtrats von 1907 nur zwei Katholiken (und ein Altkatholik) neben 21

290


